
 
 

 

 

 

 

Satzung 
 

über die Herstellung von Stellplätzen für Kraftfahrzeuge und 
Abstellplätzen für Fahrräder der Gemeinde Sauerlach 

 
- Stellplatzsatzung - 

 

Die Gemeinde Sauerlach erlässt auf Grund des Art. 23 der Gemeindeordnung für den Freistaat 
Bayern in der Fassung der Bekanntmachung vom 22. August 1998 (GVBl S. 796 ff.), zuletzt 
geändert durch § 2 des Gesetzes vom 9. Dezember 2024 (GVBl. S. 573 ff.), und Art. 81 Abs. 1 
Nr. 4 der Bayerischen Bauordnung in der Fassung der Bekanntmachung vom 14. August 2007 
(GVBl. S. 588 ff), zuletzt geändert durch zuletzt durch die §§ 12 und 13 des Gesetzes vom 23. 
Dezember 2024 (GVBl. S. 605) und durch § 4 des Gesetzes vom 23. Dezember 2024 (GVBl. S. 
619) folgende Satzung: 
 

§ 1 Geltungsbereich 
 
Diese Satzung gilt für das Gebiet der Gemeinde Sauerlach, mit Ausnahme der 
Gemeindegebiete, für die verbindliche Bebauungspläne mit abweichenden 
Stellplatzfestsetzungen gelten. 
 
 

§ 2 Pflicht zur Herstellung von Stellplätzen 
 

Die Verpflichtung zur Herstellung von Stellplätzen besteht entsprechend Art. 47 BayBO,  
- wenn eine bauliche oder andere Anlage errichtet wird, bei der ein Zu- und 
Abfahrtverkehr zu erwarten ist, oder 
- wenn durch die Änderung einer solchen Anlage ein zusätzlicher Bedarf zu erwarten ist. Das 
gilt nicht, wenn sonst die Schaffung oder Erneuerung von Wohnraum auch unter 
Berücksichtigung der Möglichkeit einer Ablösung nach Art. 47 BayBO erheblich erschwert oder 
verhindert würde. 
Wenn durch die Änderung einer solchen Anlage oder die Änderung ihrer Nutzung 
 
 

§ 3 Anzahl der Stellplätze 
 

(1) Die Anzahl der erforderlichen Stellplätze für Kfz im Sinne des Art. 47 BayBO ist anhand der 
Richtzahlenliste, die als Anlage Bestandteil dieser Satzung ist, entsprechend der jeweiligen 
Nutzung zu ermitteln. Die Anzahl der erforderlichen Abstellplätze für Fahrräder ist ebenfalls der 
Anlage dieser Satzung zu entnehmen. 
 
(2) Für Verkehrsquellen, die in dieser Anlage nicht erfasst sind, ist der Stellplatzbedarf nach den 
besonderen Verhältnissen im Einzelfall unter sinngemäßer Berücksichtigung der Richtzahlen für 
Verkehrsquellen mit vergleichbarem Stellplatzbedarf zu ermitteln. 
 
(3) Für Anlagen mit regelmäßigen An- und Auslieferungsverkehr ist auch eine ausreichende 
Anzahl von Stellplätzen für Lastkraftwagen nachzuweisen. Auf ausgewiesenen Ladezonen für 
den Anlieferverkehr dürfen keine Stellplätze nachgewiesen werden. 



(4) Werden bauliche oder andere Anlagen errichtet, bei denen Zu- oder Abfahrtsverkehr zu 
erwarten ist, so sind Fahrradabstellplätze in ausreichender Anzahl und Größe sowie in 
geeigneter Beschaffenheit herzustellen. Anzahl und Größe der Stellplätze richten sich nach der 
Art der vorhandenen und zu erwartenden Benutzer und Besucher der Anlagen. 
 
(5) Für Anlagen, bei denen ein Besucherverkehr durch Autobusse zu erwarten ist, ist auch eine 
ausreichende Anzahl von Stellplätzen für Busse nachzuweisen. 
 
(6) Für Anlagen, bei denen ein Besucherverkehr durch einspurige Kraftfahrzeuge  
(z.B. Motorradfahrer, Mofafahrer) zu erwarten ist, ist auch ein ausreichender Platz zum 
Abstellen von Zweirädern nachzuweisen. 
 
(7) Werden Anlagen verschiedenartig genutzt, so ist der Stellplatzbedarf für jede Nutzung 
(Verkehrsquelle) getrennt zu ermitteln. Eine gegenseitige Anrechnung ist bei zeitlich ständig 
getrennter Nutzung anzustreben. 
 
(8) Der Vorplatz von Garagen (Stauraum) gilt nicht als Stellplatz im Sinne dieser Satzung. 
 
 

§ 4 Möglichkeiten zur Erfüllung der Stellplatzpflicht 
 

(1) Die Stellplatzverpflichtung wird erfüllt durch Schaffung von Stellplätzen auf dem 
Baugrundstück (Art. 47 Abs. 3 Nr. 1 BayBO). 
 
(2) Die Bauaufsichtsbehörde kann gestatten, zur Erfüllung der Stellplatzverpflichtung die 
Stellplätze auf eigenem oder fremdem Grundstück in der Nähe herzustellen, wenn dessen 
Benutzung für diesen Zweck gegenüber der Bauaufsichtsbehörde rechtlich gesichert ist. Ein 
Grundstück liegt in der Nähe des Baugrundstückes, wenn die Entfernung zu diesem nicht mehr 
als 150m Fußweg beträgt. 
 
(3) Stellplätze und Garagen dürfen auf dem Baugrundstück oder auf einem anderen 
Grundstück nicht errichtet werden, wenn 
- aufgrund von Festsetzungen im Bebauungsplan auf dem Baugrundstück keine 
Stellplätze oder Garagen angelegt werden dürfen, 
- das Grundstück zur Anlegung von Stellplätzen oder Garagen nicht geeignet ist, 
oder 
- wenn sonst ein überwiegend Öffentliches Interesse gegen die Errichtung besteht. 
 
(4) Die Stellplatzverpflichtung wird auch erfüllt durch Beteiligung an einer privaten 
Gemeinschaftsanlage auf dem Baugrundstück oder in der Nähe. 
Für die Herstellung, Unterhaltung und Verwaltung von Gemeinschaftsanlagen, die in einem 
Bebauungsplan festgesetzt sind, gelten die Vorschriften der BayBO.  
Soweit eine Gemeinschaftsanlage noch nicht besteht, aber bis zur Inbetriebnahme der den 
Bedarf an Stellplätzen auslösenden Baumaßnahme hergestellt wird, ist Sicherheit für die 
voraussichtlichen Entstehungskosten der Gemeinschaftsanlage in voller Höhe zu leisten. 
 
 

§ 5 Gestaltung und Ausstattung von Stellplätzen 
 
(1) Es ist eine ausreichende und naturgerechte Ausführung der Zufahrten und Stellflächen 
vorzusehen; vorrangig ist Pflasterrasen oder gleichwertiges Material zu verwenden. Es ist für 
die Stellplatzflächen eine eigene Entwässerung vorzusehen. Die Entwässerung darf nicht über 
Öffentliche Verkehrsflächen erfolgen. Stellplätze sind durch Bepflanzungen abzuschirmen. 
Stellplatzanlagen für insgesamt mehr als 5 PKW sind durch Bäume und Sträucher zu gliedern. 
Dabei ist spätestens nach jeweils 5 Stellplätzen ein mindestens 1,5m breiter 
Bepflanzungsstreifen anzulegen. 



(2) Zwischen Garagen und öffentlicher Verkehrsfläche ist ein offener Stauraum in der 
erforderlichen Länge, bei PKW's mindestens 5 m einzuhalten. Die Zufahrt zum Stauraum darf 
zur öffentlichen Verkehrsfläche hin nicht abgesperrt werden (Tor, Kette u. dergl.) Der Stauraum 
darf nicht überdacht sein (Carport); Sichtdreiecke sind zu beachten. 
 
(3) Die Zufahrtsbreite von Garagen darf pro Grundstück einmalig maximal 7,00m betragen.  
 
(4) Mehr als 4 zusammenhängende Stellplätze bzw. Garagen sind nur über eine gemeinsame 
Zu- bzw. Abfahrt an die öffentliche Verkehrsfläche anzuschließen. 
 
(5) Stellplätze für Kurzparker müssen leicht und auf kurzem Weg erreichbar sein und dürfen 
grundsätzlich nicht in einer Tiefgarage nachgewiesen werden. 
 
(6) Die Mindestgröße eines Tiefgaragenstellplatzes beträgt 2,5m Breite und 5m Länge. 

 
 

§ 6 Gestaltung und Ausstattung von Abstellflächen für Fahrräder 
 
(1) Fahrradabstellplätze müssen von der öffentlichen Verkehrsfläche aus ebenerdig oder über 
befahrbare Rampen oder Treppen mit Rampen gut zugänglich, ausreichend beleuchtet und 
verkehrssicher zu erreichen sein. Sie sollen in unmittelbarer Nähe des Eingangsbereiches des 
Vorhabens angeordnet werden.  
 
(2) Für Wohngebäude mit mehr als 2 Wohneinheiten sind überdachte Fahrradabstellplätze im 
Freien oder absperrbare Räume zum Einstellen der Fahrräder herzustellen und bereitzuhalten. 
Diese Räume können in Wohngebäuden selbst oder in Nebengebäuden vorgesehen werden. 
Dies gilt nicht für die nach Anlage 1 allgemein zugänglichen Abstellplätze. Für sonstige 
Bauvorhaben ist ein Aufstellort im Freien zulässig.  
 
(3) Allgemein zugängliche Abstellplätze sind mit Fahrradständern oder -anlehnen auszurüsten.  
Es muss ein einfaches und diebstahlsicheres Anschließen des Fahrradrahmens möglich sein. 
 
 

§ 7 Ablösung der Stellplatz- und Garagenbaupflicht 
 

(1) Die Stellplatzverpflichtung kann durch Abschluss eines Ablösungsvertrages erfüllt werden, 
wenn der Bauherr die Stellplätze oder Garagen nicht auf seinem Grundstück oder auf einem 
geeigneten Grundstück in der Nähe herstellen kann. Der Abschluss eines Ablösungsvertrages 
liegt im Ermessen der Gemeinde. 
 
(2) Die Ablösung der Stellplatzverpflichtung ist ausschließlich bei nachträglichen Aus- und 
Umbauten von bestehender Bausubstanz möglich. Ausnahmen hiervon liegen im Ermessen der 
Gemeinde und sind von der Bauaufsichtsbehörde zu genehmigen. 
 
(3) Der Ablösungsbetrag ist vor Erteilung der Baugenehmigung abzuschließen. 
(4) Der Ablösungsbetrag ist unter Zugrundelegung von Baukosten und Grundstückswert sowie 
unter Berücksichtigung der Stellplatzart im jeweiligen Fall durch Gemeinderatsbeschluss 
festzulegen. 
 
(5) Der Ablösungsbetrag ist innerhalb von 3 Monaten nach Rechtswirksamkeit der 
Baugenehmigung zur Zahlung fällig. 
 
(6) Die Gemeinde kann eine Sicherheitsleistung mit Rechtswirksamkeit der Baugenehmigung in 
angemessener Höhe verlangen. 
 

 



§ 8 Abweichungen 
 

Über Abweichungen von den Vorschriften dieser Satzung entscheidet bei verfahrensfreien 
Bauvorhaben gemäß Art. 63 Abs. 3 Satz 1 BayBO die Gemeinde, im Übrigen gemäß Art. 63 
Abs. 3 Satz 2 BayBO das Landratsamt München im Einvernehmen mit der Gemeinde 
 
 

§ 9 Ordnungswidrigkeiten 
 

Gemäß Art. 79 Abs. 1 Nr. 1 BayBO handelt ordnungswidrig, wer vorsätzlich oder fahrlässig  
 
a) entgegen § 3 die notwendigen Stellplätze für Kfz- und Abstellplätze für Fahrräder nicht in 
ausreichender Zahl herstellt;  
b) entgegen § 5 die notwendigen Stellplätze für Kfz nicht mit der erforderlichen Größe und 
Beschaffenheit herstellt;  
c) entgegen § 6 die notwendigen Abstellplätze für Fahrräder nicht mit der erforderlichen Größe 
und Beschaffenheit herstellt.  
 
Die Ordnungswidrigkeit kann mit einer Geldbuße belegt werden. 
 
 

§ 10 Inkrafttreten 
 

(1) Diese Satzung tritt am 01.08.2025 in Kraft und gleichzeitig tritt die bisher geltende Satzung 
vom 01.02.2000 außer Kraft. 
 
Sauerlach, 01.07.2025 
Gemeinde Sauerlach 
 
 
 
 
Barbara Bogner 
Erste Bürgermeisterin 
 
 
 



Anlage zu § 3 der Stellplatzsatzung 
 
 

 
 

 



 
 
 

 
 

 
 



 
 
 

 
 

 
 

 

 
 

 
 

 
 

 

 
 

 
 

 

 

  
 

 

 


